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In der Anlage übenniftelt das Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und 

Kunst den Entwurf eines BWldesgesetzes mit dem das Hochschülerschaftsgesetz 1973 

und das Bundesgesetz über die Gleichstellung von Südtirolern mit österreichischen 

Staatsbürgern auf bestimmten Verwaltungs gebieten geändert werden. 

Der Entwurf sieht neben einigen, im wesentlichen lediglich legistischen Anpassungen 

insbesondere die Ein:führung des passiven Wahlrechtes für Studierende ohne österrei­

chisehe Staatsbürgerschaft vor. 

Insbesondere Z1,l diesem Themenbereich wird um Stellungnahme bis 

gebeten. 

BMWFK MIDAS, Form KP 1/95 

Minoritenplatz 5, A-1014 Wien 
Tel. 0222/53120-0 

OVR: 0000175 
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Allfälligen weiteren Änderungsvorschlägen sieht das Bundesministerium für Wissen­

schaft, Forschung und Kunst mit Interesse entgegen. 

Es wird ersucht, 125 Ausfertigungen einer allfälligen Stellungnahme dem Präsidium des 

Nationalrates zuzuleiten . 

. Sollte bis zu diesem Zeitpunkt keine Stellungnahme eingelangt sein, wird die do. Zu­

stimmung zum vorliegenden Gesetzesentwurf angenommen; Leermeldungen sind nicht 

erforderlich. 

Anlage 

Für die Richtigkeit 
der AtlWrtigun. g: . 

()tnar04 

Wien, 28. Februar 1995 
Der Bundesminister: 

Dr. Scholten 

\ 
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Entwurf 

Bundesgesetz mit dem das Hochschülerschaftsgesetz 1973 

und das Bundesgesetz über die Gleichstellung von Südtiroleln 

mit östelTeichischen Staatsbürgern auf bestimmten 

Verwaltungsgebieten geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

At1ikel I 

Das Hochschülerschaftsgesetz 1973, BGBl. Nr. 309, zuletzt geändert durch das Bundes­

gesetz BGBl. Nr. 257/1993 wird wie folgt geändel1: 

1. § 1 lautet: 

"Östeneichische Hochschülel-schaft 

§ L (1) Die ÖstelTeichische Hochschülerschaft ist eine Körperschaft öffentlichen 
I 

Rechts. Ihr gehören die ordentlichen und außerordentlichen Hörer an Universitäten und 

Hochschulen künstlerischer Richtung an.-

(2) Die ordentlichen Hörer sind für die Wahl von Organen der Östeneichischen 

Hochschülerschaft aktiv und passiv wahlberechtigt, wenn sie vor dem 1. Jänner des 

Wahljahres das 17. Lebensjahr vollendet haben. 

(3)(Verfassungsbesiimmung) Das Wahlrecht, die Wählbarkeit sowie die Funk­

tionsausübung der in die akademischen Behörden entsendeten Studentenvel1reter sind 

von der östeneichischen S~aatsbürgerschaft unabhängig. 
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(4) Das aktive und passive Wahlrecht richtet sich nach dem Stichtag, der sieben 

Wochen vor dem ersten Wahltag liegt. " 

2. § 2 Abs. 2 letzter Satz entfällt. 

3. Im § 4 Abs. 3 wird "Abs. 2 lit. b bis f' durch "Abs. 2 lit. b bis e" ersetzt. 

4. Im § 5 Abs. 8 entfällt die W011fölge "und Hörerversammlungen". 

5. § 7 Abs. 4 lit. a lautet: 

"a) die Entsendung und Abberufung von Studentenvet1retem in akademische Behörden 

der Fakultät (Abteilung) nach Maßgabe der jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen;" 

6. § 9 Abs. 7 lautet: 

"(7) Bei jeder Hochschülerschaft an einer Kunsthochschule ist für jede Meisterklasse 

oder Klasse künstlerischer Ausbildung(§ 13 Abs. 1 der Kunsthochschulordnung; BGBL 

Nr. 70/1971) und bei der Hochschülerschaft an der Akademie der bildenden Künste für 

jede Meisterschule (§ 52 des Akademie-Organisationsgesetzes, BGBL Nr. 25/1988) eine 

Meisterklassenvertretung oder eine Klassenve11retung oder eine Meisterschulvertretung 

einzurichten. Diese führen die Bezeichnung "Meisterklassen-, Klassen- oder Meister­

schulvertretung" mit einem die Zugehörigkeit zur Meisterklasse, Klasse oder Meister­

schule kennzeichnenden Zusatz. AufMeisterklassen-, Klassen- oder Meisterschulvel1re­

tungen sind die Bestiinmung der Abs. 2 bis 6 sinngemäß anzuwenden." 

. 7. Dem § 12 Abs. 1 wird folgen,der Satz angefügt: 

"Die Einbemfung und der Ablauf ist in der Geschäftsordnung des jeweiligen Hauptaus-
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schusses zu regeln. " 

. 8.§ 13 Abs. 2 lautet: 

"(2) Die Entsendung von Studentenvel1retem in staatliche und akademische Behör­

den (Kollegialorgane ) und deren Unterkommissionen sowie von Delegielten in interna­

tionale Studentenorganisationen erfolgt unter Belücksichtigung des Mandatsverhältnisses 

der im jeweils entsendenden Organ veliretenen wahl werbenden Gmppen mittels eiü­

facher Stimmenmehrheit dieses Organs. § 15 Abs. 2 gilt sinngemäß. Die zu entsenden­

den Studentenvelireter sind von den jeweiligen wahlwerbenden Gmppen zu bestimmen. 

Bei der Entsendung ist über einen Gesamtvorschlag abzustimmen. Eine Abbemfung vor 

Ablauf der Funktionsperiode ist mit Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen 

Stimmen möglich." 

9. Im § 13 Abs. 4 wird das Zitat "Studienförderungsgesetz 1983" durch das Zitat "Stu­

dienfördemngsgesetz 1992, BGBL Nr. 305," ersetzt. 

10. § 15 Abs. 5 lautet: 

"(5) Die Wahlausschließungsgrunde und die Wählbarkeit richten sich nach den 

Bestimmungen der Nationalrats-Wahlordnung 1992 (NRWO), BGBl. NI. 471, sofem in 

diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist. § 22 NRWO ist mit der Maßgabe 

anzuwenden, daß als Vemlteilung jedes Erkenntnis anzusehen ist, mit dem wegen ein~r 

nach östeneichischem Recht von den Gerichten nach der Strafprozeßordn~g abzuur­

teilenden Handlung in einem den Gmndsätzen des AItikels 6 der Konvention zum 

Schutze der Menschenrechte und Gmndfreiheiten, BGBl. Nr. 21011958, entsprechenden 

Velfalu'en über eine Person eine Strafe verhängt wurde. Eine rechtskräftige Vemlieilung 

nach dem Verbotsgesetz, StGBl. Nr. 1311945, sowie eine rechtskräftige Bestrafung 

gemäß ÄIiikellX Abs.l Z 4 EGVG, BGBI. NI. 5011991 stellen Wahlausschließungs­

gründe dar." 
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11. § 15 Abs. 6 lautet: 

"( 6) Ein Mandat erlischt, wenn der Mandatar auf das Mandat verzichtet oder die 

V oraussetzungen für die Wählbarkeit nicht mehr vorliegen. " 

12. Im § 15 Abs. 7 wird das Zitat "Nationalrats-Wahlordnung 1971" durch das Zitat 

"N ationalrats-Wahlordnung 1992" ersetzt. 

13. Im § 16 Abs. 6lit. i wird das WOlt "Ersatzmänner" durch das WOlt "Ersatzpersonen" 

ersetzt. 

14. § 16 Abs. 10 lautet: 

"(10) Die Wahlkommissionen sind befugt, zur Besorgung der im Abs. 6lit. c und d 

genannten Aufgaben Unterkommissionen zu bestellen, die aus zumindest drei Vertretem 

der im jeweiligen Organ vertretenen Gmppen bestehen müssen. Unterkommissionen sind 

insbesondere dann vorzusehen, wenn ein Standol1, an dem mindestens 500 Studierende 

wahlberechtigt sind, mehr als 2000 Meter von der nächstgelegenen Wahl- bzw. Unter­

kommission entfemt ist. Die Mitglieder der Unterkonunissionen werden. durch den 

Vorsitzenden der Wahlkommission angelobt." 

15. Im § 21 Abs. 7 ~erter Satz wird das Zitat "Einkommensteuergesetz 1972" durch das 

Zitat "Einkommensteuergesetz 1988" ersetzt. 

16. § 25 entfällt, der bisherige § 24a erhält die Bezeichnung "§ 25". 

17. Der bisherige § 26 erhält die Absatzbezeiclmung "(1)". Der zweite Satz entfällt. Dem 

§ 26 Abs. 1 wird folgender Abs. 2 angefügt: 
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"(2) § 1, § 2 Abs. 2, § 4 Abs. 3, § 5 Abs. 8, § 7 Abs. 4, § 9 Abs. 7, § 12 Abs. 1, § 13 

Abs. 2 und 4, § 15 Abs. 5 bis 7, § 16 Abs. 6 und 10, § 21 Abs. 7 und § 25 in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBL Nr. .. ./1995 treten mit ............... in Kraft." 

. Ältikel II 

Artikel II des Bundesgesetzes BGBL Nr. 141/1978, Äl1ikel II Abs. 1 des Bundesgesetzes 

BGBL NI. 482/1980, Ä11ikel II des Bundesgesetzes BGBL Nr. 390/1986 und Artikel II 

des Bundesgesetzes BGBL NI. 118/1991 treten außer Kraft~ 

.Ä11ikel In 

§ 4 Abs. 4 des Bundesgesetzes über die Gleichstellung von Südtirolem mit östeneichi­

sehen Staatsbürgem auf bestimmten Verwaltungsgebieten, BGBL Nr. 57/1979 tritt mit 

.............. außer Kraft. 
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Vorblatt 

Prob1em: 

Die Mitglieder der ÖstelTeichischen Hochschülerschaft sind-nach der derzeitigen Rechts­

lage vom passiven Wahlrecht ausgeschlossen, wenn sie nicht österreichische Staats­

angehörig~ oder gleichgestellte Südtiroler sind. 

Einftiluung des passiven Wahh'echtes fuf Studierende ohne östen'eichische Staatsbüt'ger­

schaft. 

. Altemative: 

Beibehaltung der derzeitigen Rechtslage, 

Kosten: 

Kei,ne, 

EU-KonfOlmität: 

Gegeben, 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Im Jahre 1973 wurde durch die Erlassung des Bundesgesetzes vom 2.0. Juni 1973 über 

die Östeneichische Hochschülerschaft (Hochschülerschaftsgesetz 1973) eine gesetzliche 

Veltretungseinrichtung für Studierende geschaffen. 

Die Urspmngsfassung wurde bislang mehrmals, so in den Jahren 1975,1978, 1980, 

1981, 1986, 1991 und 1993 novellielt und den jeweiligen Gegebenheiten angepaßt. 

Hauptschwerpunkt des nunmehrigen Entwurfes ist die Einfühmng des passiven Wahl­

rechtes für Studierende olme östeneichische Staatsangehörigkeit. 

Die Einfühnmg des passiven Wahlrechts stellt eine langjährige Fordemng der Öster­

reichischen Hochschülerschaft dar und wird gmndsätzlich von sämtlichen in der Öster­

reichischen Hochschülerschaft veltretenen Fraktionen seit Jahren massiv gefordelt. 

Die EinfühlUng des passiven Wahlrechtes für ausländische Studierende soll nicht als 

Präjudiz für eine analoge oder ähnliche Vorgangsweise für andere Veltretungskörper 

angesehen werden .. 

Näheres zu diesem Themenkreis ist den Ausfühmngen zu Z 1 der Erläutelungen im 

Besonderen Teil zu entnehmen. 

Bei den übligen im Entwurf vorgesehenen Änderungen handelt es sich im wesentlichen 

um legistische Anpassungen bzw. Klarstelhll1gen. Inhaltliche Ändemngen sind damit 

gmndsätzlich nicht verbunden. 
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Besonderer Teil 

ZuZ 1: 

Der § 1 wurde sprachlich neu und kürzer gefaßt. Die einzige inhaltliche Änderung 

betrifft die Einfühmng des passiven Wahlrechtes für Studierende ohne östeneichische 

Staatsbürgerschaft. 

In Abs. 3 ist daher - im Gegensatz zur bisher geltenden Rechtslage - auch das passive 

Wahlrecht fur Mitglieder der Östeneichischen Hochschülerschaft ohne österreichische 

Staatsbürgerschaft vorgesehen. 

Das aktive Wahlrecht stand Studierenden mit ausländischer Staatsbürgetschaft oder 

Staatenlosen schon bisher zu. 

Das bedeutet, daß bislang Studierende mit ausländischer ?taatsbürgerschaft oder Staa­

tenlose nicht in Organe passiv gewählt werden kOlUlten und somit auch keine Tätigkeit 

als "Studentenvertreter" ausüben dmften. 

Die Östeneichische Hochschülerschaft diskutielt das Problem, daß Studierende mit 

ausländischer Staatsangehörigkeit oder Staatenlose nicht passiv wahlberechtigt sind, seit 

seIn langer zeit. 

Die Einfühlung des passiven Wahlrechtes für Studierende ohne östeneichische Staats­

bürgerschaft wird seit Jahren von der Östeneichischen Hochschülei-schaft gewünscht 

und gefordelt. 

Am 26. November 1994 und 27. Jänner 1995 wurden wiederum - und zwar zum wie­

derholten Male - entsprechende Beschlüsse seitens des Zentralausschusses der Öster­

reichischen Hochschülerschaft in diese Richtung gefaßt. 

Die Einfüluung des passiven Wahlrechtes für Studierende ohne östeneichische,Staats­

bürgerschaft bedarf jedenfalls einer Verfassungsbest~mmung (Abs. 3) da gemäß Art. III 

. Abs. 2 des Staatsgmüdgesetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, RGBl. 

Nr. 14211867, ausländische Staatsbürger keine öffentlichen Ämter bekleiden dürfen. 

Studierende nehmen in verschiedenen Funktionen auf Basis des Hochschülerschafts­

gesetzes aber auch auf Basis organisationsrechtlicher Vorsc1uiften hoheitliche Befugnis-
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se walu. 

So sind beispielsweise die Hauptausschüsse gemäß § 22 Abs. 2 HSG berechtigt, Be­

scheide über die Rechte und Pflichten der Mitglieder zu erlassen. 

Weiters sind die Organe berechtigt, Studentenvelireter in die verschiedensten Kollegial­

organe der Universitäten und Hochschulen künstlerischer Richtung zu entsenden. 

Aber auch die Ausübung und Mitwirkung an der Willensbildung von Kollegialorganen 

(z.B. Habilitationskommission etc.) können hoheitliche Akte darstellen. 

Aus diesen Gründen kann die. Einführung des passiven Wahlrechtes für Studierende 

ohne österreichische Staatsangehörigkeit' nur durch eine entsprechende Verfassungs­

bestimmung erfolgen. 

Aus EU-rechtlicher Sicht ist zu diesem Thema auszufühTen: 

Gemäß Ati: 7 EG-V gilt das Diskriminierungsverbot im Anwendvngsbereich des Ver­

trages. Für den Hochschulbereichrelevant ist das Diskriminiemngsverbot insoweit, als 

der Zugang zu einer Berufstätigkeit im weitesten Sinne gegeben ist. Dies gilt (nach der 

Rechtsprechung des EuGH) für die Zulassung zum Studium, nicht aber für die Vertre­

tung der Studierenden (diese ist keine Berufstätigkeit). 

Eine EinfühlUng des passiven vVahlrechtes für EU-Bürger ist somit zwar selbstver­

ständlich möglich, obwohl sie nach dem EU-Recht nicht zwingend geboten ist. 

Das passive Wahlrecht wird im übrigen auch ausländischenStudierenden.in einigen 

anderen EU-Mitgliedsstaaten zugebilligt. 

So ist beispielsweise das passive Wahrrecht für die Vertretung der Studierenden in der 

Bundesrepublik Deutschland für alle Studierenden gegeben, gleichgültig welche 

Staatsangehöriskeit sie haben. 

Die EinfühlUng des passiven Wahlrechtes lediglich für EU-Bürger wird von der Öster­

reichischen Hochschülerschaft nicht gewollt. 

32/ME XIX. GP - Entwurf (gescanntes Original) 11 von 33

www.parlament.gv.at



3 

ZuZ2: 

§ 17 Abs. 5 AHStG in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL NI'. 17711966, legte fest, 

daß der Entwutf des Studienplanes dem zuständigen Hauptausschuß (Fachausschuß) der 

Östeneichischen Hochschülerschaft zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen 

Frist zu übermitteln ist. 

Diese Bestimmung wurde mit der Novelle des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes 

im Jahre 1981, BGBL NI'. 38211981, außer Kraft gesetzt. 

Es handelt sich somit lediglich um eine legistische Anpassung. 

"Zu Z 3:' 

Die derzeitige Zitiemng bemht auf einem Redaktionsverseheu. Eine entsprechende Be­

richtigung ist daher angebracht. 

Es handelt sich somit lediglich um eine legistische Anpassung. 

ZuZ4: 

Diese Bestimmung ist für den Zentralausschuß nicht anwendbar, da gemäß § 12 Hörer­

versammlungen vop jedem Organ der Hochschülerschaft an einer Hochschule mit Aus­

nahme des Hauptausschusses und der Wahlkommission einzubemfen sind. 

Die Rechtsgmndlage fur die Regelung der Einbemfung und des Ablaufes von Hörerver­

sammlungen in den Geschäftsordnungen ist nunmehr in § 12 Abs. 1 verankeIt. 

ZuZ 5: 

Da auf Fakultätsebene keine Behörden nach dem Studienfördemngsgesetz bestehen -

mit Inkrafttreten der Novelle des Studienfördemngsgesetzes, BGBL Nr. 36111985, wurde 

die Kommission für Begabtenfördemng abgeschafft - ist diese Entsendungskompetenz 

obsolet. 
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ZuZ6: 

§ 9 Abs. 7 war der aktuellen Gesetzeslage anzupassen. Die in § 9 Abs. 7 erwähnte 

Kunsthochschulordnung wurde novellie11 (siehe BGBL Nr. 303/1989, Entfall des § 5). 

Das Akademie-Organisationsgesetz aus 1955 wurde durch ein neues Akademie-Organi­

sationsgesetz aus .1988 ersetzt. Die Studieneimichtung "Schule" ist im Akademie­

Organisationsgesetz 1988 nicht meIn vorgesehen und wurde daher aus § 9 Abs. 7 

gestrichen. 

ZuZ 7: 

Vgl. die Ausführungen zu Z 4. 

ZuZ8: 

iDie Entsendung in die verschiedenen Kommissionen (Unterkommissionen) der Kollegi­

alorgane ist im Universitäts-Organisatiop-sgesetz nicht einheitlich geregelt. Da es jeden­

fans wünschenswe11 ist, daß die Veltreter der Studierenden in sämtlichen Gremien 

en,tsprechend dem Wählerwillen veltreten sind, ist für die Entsendung in sämtliche 

Kommissionen und somit auch in die Unterkommissionen das Stärkeverhältnis der 

wahlwerbenden Gmppen in den entsendungsbefugtenOrganen der Hoch~chülerschaft 

entscheidend. 

Bei der ilUmnehtigen FOllliulierung handelt es sich im wesentlichen um eine I)..larstellung 

der derzeitigen Rechtslage, welche durch mehrere Entscheidungen des Verwaltungs­

gerichtshofes geboten ist. 

Um die propoi1ionale Vertretung entsprechend dem Stärkeverhältnis sicherzusteHenund 

die Gefahi· der Majorisiemng schwächerer Fraktionen hintanzuhalten, wird mit dieser 

Bestimmung klargestellt, daß der Beschluß über die Entsendung auf Gmnd eines Ge­

samtvorschlages zu fassen ist. 
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Da, wie bereits elwähnt, die Entsendung v~n Vertretem der Studierenden auch in Unter­

kommissionen in analoger Reihenfolge wie die Entsendung in Kollegialorgane und in 

(Haupt)Kommissionen der Kollegialorgane elfolgen soll, wurde durch die Einfügung der 

Wortfolge "und deren Unterkommissionen" eine entsprechende Regelung vorgesehen. 

ZuZ 9: 

Es handelt sich um eine legistische Anpassung. 

Zu Z 10: 

Diese Bestimmung ist auf GlUnd der Neufassung der Nationalratswahlordnung 1992 und 

der EinfühlUng des passiven Wahlrechtes für ausländische Studierende zu ändem. 

Durch die EinfÜhrung des passiven Wahlrechtes für ausländische Studierende müssen 

auch V orkehnmgen hinsichtlich ausländischer Venllteilungen geschaffen werden. 

Die Wählbarkeit ist somit auch bei ausländischen VelUlteilungen ausgeschlossen, 
\ ' 

allerdings unter der Voraussetzung, daß die im Ausland begangene strafbare Handlung 

materiell auch einen östeneichischen Straf tatbestand darstellen würde und das im 

Ausland durchgefühIte Strafvelfahren fOlmell so abgewickelt wurde, daß es den Be­

stimmungen der Europäischen Menschemechtskonvention entspricht. 

Auf melnfachen Wunsch der ÖstelTeichjschen Hochschülerschaft soll eine rechtskräftige 

VelUlteilung nach dem Verbotsgesetz - unabhängig von der in § 22 Nationalratswahl­

ordnung vOl:gesehenen Frist von sechs Monaten - einen dauemden Wahlausschließungs­

gmnd nach sich ziehen. 

Weiters soll auch eine rechtskräftige verwaltungsbehördliche Bestrafung wegen Ver­

breitung nationalsozialistischen Gedankengutes (vgl. Äliikel IX Abs. 1 Z 4 EGVG) 

einen Wahlausschließungsgmnd darstellen. 
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Zu Z 11: 

Mit dieser Bestinunung soll sichergestellt werden, daß die Voraussetzung für die Beklei­

dung eines Mandates an die Wählbarkeit gebunden ist. ' 

Hinsichtlich der Wählbarkeit für die einzelnen Organe wird auf die entsprechenden Be­

stimmungen des Hochschülerschaftsgesetzes hingewiesen. 

Ordentliche Hörer können beispielsweise nur dann als Studiemichtungsvertreter gewählt 

werden, wenn sie die entsprechende Studiem·ichtung in dem der Wahl vorangegangenen 

Semester inskribie11 haben. Im übrigen wird auf die Ausführungen zu den Wahlaus­

schließungsgründen (vgl. Z 10) verwiesen. 

Zu Z 12: 

Es handelt sich um eine legistische Anpassung. 

Zu Z 13: 

Im Sinne der sprachlichen Gleichbehandlung wurde ein geschlechtsneutraler Begriff 

gewählt. 

ZuZ 14: 

Mit dieser Bestinunung wird den Wahlkommissionen die Möglichkeit eingeräumt, für 

dislozierte Universitätsstand0l1e entsprechende Unterkonunissiönen einzurichten. 

Zu Z 15: 

Es handelt sich um eine legistische Anpassung. 
I 
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Zu' ZI6 und 17: 

Die derzeitigen Übergangsbestimmungen sind längst überholt, sie sind daher ersatzlos zu 

streichen. 

Zu Ältikel Ir: 

Es. handelt sich um überholte Übergangsbestimmungen, die entsprechend der legisti­

sehen Richtlinien aufzuheben sind. 

Zu AtiikellII: 

Da den ausländischenj Hörern nunmehr das passive Wahlrecht eingeräumt wird, ist die 

Bestimmung, mit der bestimmte Südtiroler den ästelTeichischen Studierenden gleichge­

stellt werden, hinfällig. 
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Tex t g e ge n übe r s tel I u n g 

Geltende Fassung 

Östeneichische Hochschülerschaft 

§ 1. (1) Die Östeneichische Hoch­

schülerschaft ist eine Körperschaft öf­

, fentlichen Rechtes. Ihr gehören an: 

a) die ordentlichen Hörer österreichi­

scher Staatsbürgerschaft, 

b) die ordentlichen Hörer fremder 

Staatsangehörigkeit und Staatenlose, 

c) die außerordentlichen Hörer fremder 

Staatsangehörigkeit und Staatenlose 

an den Östeneichischen wissenschaftli­

chen Hochschulen, an der Akademie der 

bildenden Künste und an den Kunst­

hochschulen. 

(2) Die in Abs. 1 lit. a genannten 

Mitglieder sind für die Wahl von Orga­

nen der Östeneichischen Hochschüler­

schaft aktiv und passiv wahlberechtigt. 

(3) Die im Abs. 1 lit. b genannten 

Mitglieder sind für die Wahl von Orga­

nen der Östeneichischen Hochschüler-

Vorgeschlagene Fassung 

Östeneichische Hochschülerschaft 

§ 1. (1) Die Östenelchische Hoch­

schülerschaft ist eine Körperschaft öf­

fentlichen Rechts. Ihr gehören die or­

dentlichen und außerordentlichen Hörer 

an Universitäten und Hochschulen 

künstlerischer Richtung an. 

(2) Die ordentlichen Hörer sind für 

die Wahl von Organen der Östen:eichi­

sehen Hochschülerschaft aktiv und pas­

siv wahlberechtigt, wenn sie vor dem 1. 

Jänner des Wahljalu-es das 17. Lebens­

jahr vollendet haben. 

(3)(Verfassungsbestimmung) Das 

Wahlrecht, die Wählbarkeit sowie die 

Funktionsausübung der in die akademi-
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schaft aktiv, jedoch nur nach Maßgabe 

besonderer gesetzlicher Vorsclu'iften 

auch passiv wahlberechtigt 

( 4) An der Akademie der bildenden 

Künste und an den Kunsthochschulen 

sind nur jene in Abs, 1 lit a und b ge­

nannten Mitglieder der Östeneichischen 

Hochschülerschaft nach Maßgabe der 

Abs, 2 und 3 wahlberechtigt, die vor 

dem 1. Jänner des Wahljahres das 

17. Lebensjahr vollendet haben. 

(5) Die in Abs. 1 lit. c und d genarm­

ten Mitglieder der Östeneichischen 

Hochschülerschaft haben weder aktives 

noch passives Wahlrecht. 

(6) Die aktive und passive Wahlbe­

rechtigung der Mitglieder ist nach einem 

Stichtag, der sieben Wochen vor dem 

ersten Wahltag liegt, zu bemteilen. 

§ 2 Abs. 2 

(2) Die Bundesminister haben Ge­

setzesentwülfe, die studentische Angele­

genheiten betreffen, vor ilu'er Vorlage an 

die Bundesregiei'ung und Verordnungen 

dieser Alt von ihrer Erlassung der Öster-

2 

sehen Behörden entsendeten Stuqenten­

ve11reter sind von der östeneichischen 

Staatsbürgerschaft unabhängig. 

(4) Das aktive und passive Wahl-. 

recht richtet sich nach dem Stichtag, der 

sieben Wochen vor dem ersten Wahltag 

liegt. 

§ 2 Abs. 2 

(2) Die Bundesminister haben Ge­

setzesentwülfe, die studentische Angele­

genheiten betreffen, vor ilu·er Vorlage an 

die Bundesregiemng und Verordnungen 

dieser Alt von ihrer Edassung der Öster-
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reichischen Hochschülerschaft unter Ge-

wähmng einer angemessenen Frist zur 

Stellungnahme zu übelmitteln. Insbeson­

dere ist auch die Mitwirkung der Öster­

reichischen Hochschülerschaft gemäß 

§ 3 Abs. 4 des Allgemeinen Hochschul­

Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, 

sicherzustellen. § 17 Abs. 5 des Allge­

memen Hochschul-Studiengesetzes 

bleibt unbelührt. 

§ 4 Abs. 3 

(3) Die Funktionsperiode aller Orga­

ne mit Ausnahme der Wahlkommission 

beginnt jeweils mit dem der Wahl (Kon­

stituierung) folgenden 1. Juli und endet 

mit 30. Juni des zweiten darauffolgen­

den Jahres. Die Funktionsperiode eines 

in Abs. 2 lit. b bis f genannten Organes, 

das durch Personenwahl gewählt wurde, 

endet vorzeitig, wellil die Zahl der Man­

datare unter die Hälfte der für das Organ 

zu vergebenden Mandate abgesunken ist. 

§ 5 Abs. 8 

(8) Der Zentralausschuß hat mit 

Zweidrittelmehrheit eine Geschäftsord-

reicruschen Hocllschülerschaft unter Ge-

wähnmg einer angemessenen Frist zur 

Stellungnahme zu übennitteln. Insbeson­

dere ist auch die Mitwirkung der Öster­

reichischen Hochschülerschaft gemäß 

§ 3 Abs. 4 des Allgemeinen Hochschul­

Studiengesetzes, BOB!. Nr. 177/1966, 

sicherzustellen. 

§ 4 Abs. 3 

(3) Die Funktionsperiode aller Or­

gane mit Ausnahme der Wahlkommis­

sinn beginnt jeweils mit dem der Wahl 

(Konstituierung) folgenden 1. Juli und 

endet mit 30. Juni des zweiten darauffol­

genden Jahres. Die Funktionsperiode 

eines in Abs. 2 lit. b bis e genannten Or-

. ganes, das durch Personenwahl gewählt 

wurde, eridet vorzeitig, wenn die Zahl 

der Mandatare unter die Hälfte der für 

das Organ zu vergehenden Mandate ab­

gesunken ist. 

§ 5 Abs. 8 

(8) Der Zentralausschuß hat mit 

Zweidrittelmehrheit eine Geschäftsord-
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nung zu beschließen, in der insbesonde­

re die Eimichtung von Ausschüssen, der 

Zeitpunkt, die Einberufung und der Ab­

lauf von Sitzungen und Hörerversamm­

lungen, die Erstellung der Tagesordnung 

sowie die Wahl der Vorsitzenden und 

Referenten zu regeln ist. Die Geschäfts­

ordnung bedatf der Genehmigung des 

Bundesministers für Wissenschaft und 

Forschung. 

§ 7 Abs. 4 

(4) Den Fakultäts(Abteilungs)velire­

tungen obliegen die im § 2 Abs. 1 lit a, 

bund i genannten Aufgaben für den Be­

reich der Fakultät (Abteilung), die 

Vertretung der Interessen illTer Mitglie­

der gegenüber akademischen Behörden 

sowie die Koordination der Tätigkeit der 

Studiemichtungs- und Institutsveliretun­

gen. lIisbesondere obliegen den Fakul­

täts( Abteilungs )veliretungen: 

. a) die Entsendung von Studierenden in 

akademische Behörden der Fakultät 

(Abteilung) sowie in Behörden nach 

dem Studienförderungsgesetz auf 

Fakultätsebene und die Abberufung 

aus diesen Behörden nach Maßgabe 

der jeweiligen gesetzlichen Bestim-

4 

nung zu beschließen, in der insbesonde­

re die Eimichtung von Ausschüssen, der 

Zeitpunkt, die Einberufung und der Ab­

lauf von Sitzungen, die Erstellung der 

Tagesordnung sowie die Wahl der Vor­

sitzenden UIld Referenten zu regeln ist. 

Die Geschäftsordnung bedarf der Ge­

nehmigung des Bundesministers für 

Wissenschaft und Forschung. 

§ 7 Abs. 4 

(4) Den Fakultäts(Abteilungs)velire­

tungen obliegen die im § 2 Abs. 1 lit. a, 

bund i genannten Aufgaben für den Be­

reich der fakultät (Abteilung), die Ver­

tretung der Interessen ihrer Mitglieder 

gegenüber akademischen Behörden so­

wie die Koordination der Tätigkeit der 

Studiemichtungs- Und Institutsvertretull­

gen. I,nsbesondere obliegen den Fakul:" 

täts(Abteilungs )veliretungen: 

a) die Entsendung und Abberufung von 

Studentenveltretem in akademische 

Behörden der Fakultät (Abteilung) 

, nach Maßgabe der jeweiligen gesetz­

lichen Bestimmungen; 

b) die Verfügung über die im Budget 

der Hochschülerschaft an der Hoch-
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mungen; 

b) die Velfügung über die im Budget 

der Hochschülerschaft an der Hoch­

schule fiir Zwecke der Fakultäts(Ab­

teilungs ) vertretung vorgesehenen 

Geldmittel. 

5 

-- -- --------~ 

schule fur Zwecke der Fakultäts(Ab­

teilungs )veltretung vorgesehenen 

Geldmittel. 

§ 9 Abs. 7 § 9 Abs. 7 

(7) Bei jeder Hochschülerschaft an 

einer Kunsthochschule ist für jede Mei­

sterklasse oder Klasse künstlerischer 

Ausbildung (§ 14 Abs. 1 der Kunsthoch­

schulordnung, BGBl. NI". 70/1971) und 

bei der Hochschülerschaft an der Akade-

. mie der bildenden Künste für jede Schu­

le oder Meisterschule (§ 12 Abs. 1 des 

Akademie-Organisati onsgesetzes, B G BI. 

Nr. 237/1955) eine Klassen(Meister­

schul)veltretung einzurichten. Diese 

fülut die Bezeichnung "Klassen(Meister­

schul)veltretung" mit einem die Zugehö­

rigkeit zur Klasse (Meisterschule ) kenn­

zeichnenden Zusatz. Auf Klassen­

(Meisterschul)veltretungen sind die 

Bestinunungen der Abs. 2 bis 6 sinn­

gemäß anzuwenden. 

(7) Bei jeder Hochschülerschaft an 

einer K~nsthochschule ist für jede Mei­

sterklasse oder Klasse künstlerischer 

Ausbildung (§ 13 Abs. 1 der Kunsthoch­

schulordnung; BGBl. NI". 70/1971) und 

bei der Hochschülerschaft an der Akade­

mie der bildenden Künste für jede Mei­

sterschule (§ 52 des Akademie­

Organisationsgesetzes, BGBl. 

Nr. 25/] 988) eine Meisterklassenver­

tretung oder eine Klassenveltretung oder 

eme Meisterschulveliretung emzu­

richten. Diese führe~ die Bezeichnung 

"Meisterklassen-, Klassen- oder Meister­

schulveliretung" mit einem die Zugehö­

rigkeit zur Meisterklasse, Klasse oder 

Meisterschule kennzeichnenden Zusatz. 

Auf Meisterklassen-, Klassen- "oder 

Meisterschulveliretungen sind' die Be­

stimmung der Abs. 2 bis 6 sinngemäß 

anzuwenden. 
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§ 12 Abs~ 1 

§ 12. (1) Jedes Organ der Hochschü­

lerschaft .an einer 'Hochschule mit Aus~ 

nalune des Hauptausschusses und der 

Wahlkonunission hat mindestens einmal 

im Semester zur Infonnation der Studie­

renden und zur Behandlung wichtiger 

Fragen eine Hörerversammlung einzube-

,lUfen. Eine Hörerversammlung ist auch 

dann einzuberufen, wenn dies minde­

stens 10 von Hundert der Wahlberech­

tigten oder zumindest zwei Mandatare 

des jeweiligen Organs veranlagen. Die 

Einberufung jeder Hörerversammlung 

hat unter gleichzeitiger BekaIll1tgabe 

,eines Vorschlage:; zur Tagesordnung 

durch den Vorsitzenden des jeweiligen 

Organs zu erfolgen. 

§ 13 Äbs. 2 und Abs. 4 

(2) Die Entsendung von Studenten­

vertretern in staatliche und akademische 

Behörden sowie vön Delegie!1en in in­

temationale Studentenorganisationen er­

folgt ,unter Berücksichtigung des Man-

6 

§ 12 Abs. 1 

§ 12. (1) Jedes Organ der Hochschü­

lerschaft an einer Hochschule' mit Aus­

nalune des Hauptausschusses und der 

Wahlkommission hat mindestens einmal 

im Semester zur InfOlmation der Studie­

renden und zur Behandlung wichtiger 

Fragen eine Hörerversammlung einzube­

rufen. Eine Hörerversammlung ist auch 

dann einzuberufen, wenn dies minde-. 

stens 10 von Hunde11 der Wahlberech­

tigten oder zumindest zwei Mandatare 

des jeweiligen Organs veranlagen. Die 

Einberufung jeder Hörerversammlung 

hat unter gleichzeitiger Bekanntgabe 

eines Vorschlages zur Tagesordnung 

durch den Vorsitzenden des jeweiligen 

Organs zu elfolgen. Die Einberufung 

und der Ablauf ist in der Geschäftsord­

nung des je'Yeiligen Hauptausschusses 

zu regeln. 

§ 13 Abs. 2 und Abs. 4 

(2) Die Entsenduilg von Studenten­

veltretem in staatliche und akademische 

Behörden (Kollegialorgane ) und deren 

Unterkommissionen sowie von Delegier­

ten 1Il intemationale Studentenor-
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\. 

datsverhältnisses der im jeweiligen ent­

sendenden Organ veltretenen wahlwer­

henden Gmppen, denen ein Vorschlags­

recht zusteht, mittels einfacher Stimmen­

mehrheit dieses Organs. Eine Abberu­

fung vor Ablauf der Funktionsperiode ist 

mit Zweidrittelmehrheit der abgegebe­

nen gültigen Stimmen möglich. 

(4) Zeiten als Studentenveltreter sind 

unter Berücksichtigung der Funktion 

und der zeitlichen Inanspruchnahme bis 

zum Höchstausmaß von vier Semestem 

zur Erlangung von Studienbeihilfen nach 

dem Studienförderungsgesetz 1983 in 

der jeweils geltenden Fassung nicht in 

die darin vorgesehene hochstzulässige 

Studienzeit einzureclmen. Der Bundes­

minister für Wissenschaft und Far-. 

schung kann durch Verordnung die nä­

heren Voraussetzungen für diese Ein­

rechnung' festlegen. Studentenve11retem 

steht es fi"ei, anstelle einer Einzelprüfung 

die Durchführung der Prüfung unter 

7 

ganisationen erfolgt unter Belücksichti­

gung des Mandatsverhältnisses der im . 

jeweils entsendenden Organ vertretenen 

wahlwerbenden Gruppen mittels ein­

facher Stimmenmehrheit dieses. Organs. 

§' 15 Abs. 2 gilt sinngemäß. Die zu ent­

sendenden Studentenveltreter sind von 

den jeweiligen wahlwerbenden Gruppen 

zu bestimmen. Bei der Entsendung ist 

über einen Gesamtvorschlag abzu­

stinunen. Eine Abberufung vor Ablauf 

der Funktionsperiode ist mit Zweidrittel­

mehrheit der abgegebenen gültigen 

Stimmen möglich. 

(4) Zeiten als Studentenvettreter sind 

unter Berücksichtigung der Funktion 

und der zeitlichen Inanspruchnahme bis 

zum Höchstausmaß von vier Semestem 

zur Erlangung von Studienbeihilfen nach 

dem Studienförderungsgesetz 1992, 

BGBL NI'. 305, in der jeweils geltenden 

Fassung nicht in die darin vorgesehene 

höchstzulässige Studienzeit einzurech­

nen. Der Bundesminister für Wissen­

schaft und Forschung kann durch Ver­

ordnung die näheren V O1:aussetzungen 

fur diese Einrechnung festlegen. Studen­

tenveltretem steht es frei, anstelle einer 

Einzelprüfung die Durchführung der 
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sinrigemäßer Anwendung der Bestim­

mUngen des § 30 Abs. 5 des Allgemei­

nenHochschul-Studiengesetzes 1966 

bzw. des § 40 Abs. 6 des Kunsthoch­

schul-Studiengesetzes 1983 zu verlan~ 

gen. 

§ 15 Abs. 5, Abs. 6 und Abs. 7 

(5) Die Wahlausschließungsglünde 

richten sich nach jenen der Nationalrats­

~ahlordnung 1971,BGB1. 
, 

NI. 391/1970, mit Ausnahme der' 

Bestimmungen über die östeneichische 

Staatsbürgerschaft. Die Wählbarkeit 

richtet sich nach den Bestimmungen der 

Nationalrats-Wahlordnung 1971, BGBL 

Nr. 39111970, mit Ausnahme der Be­

stimmungen über das Wahlalter. Für das 

aktive und passive Wahlrecht gelten 

weiters die §§ 1 Abs. 2 bis 5, 6 Abs. 2, 7 

Abs. 3, 8 Abs. 4, 9 Abs. 3 und 4 sowie 

10 Abs. 3. 

8 

Prüfung unter sinngemäßer Anwendung 

der Bestimmungen des § 30 Abs. 5 des 

Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes 

1966 bzw. des § 40 Abs. 6 des Kunst­

hochschul-Studiengesetzes 1983 zu 

verlangen. 

§ 15 Abs. 5, Abs. 6 und Abs. 7 

(5) Die WahlausschließungsglÜllde 

und die Wählbarkeit richten sich nach 
; 

den Bestimmungen der N ationalrats-

Wahlordnung 1992 (NRWO), BGBL 

NI'. 471, sofern in diesem Bundesgesetz 

nicht anderes bestimmt ist. § 22 NRWO 

ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß 

als VerUlteilung jedes Erkenntnis an­

zusehen ist, mit dem wegen einer nach 

östeneichischem Recht von den Gerich­

ten nach der Strafprozeßordnung abzuur­

teilenden Handlung in einem den Gmnd­

sätzen des Attikels 6 der Konvention 

zum Schutze der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten,· BGBL NI'. 210/1958, 

entspi'echenden Velfahren über eine Per­

son eine Strafe verhängt wurde. Eine 

rechtskräftige Vei'urteilung nach dem 

Verbotsgesetz, StGBl.Nr. 13/1945, so­

wie eine rechtskräftige Bestrafung ge­

mäß AltikelIX Abs.l Z 4 EGVG, BGBL 
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(6) Ein Mandat erlischt, wenn der 

lVlandatar aufhölt, ordentlicher Hörer zu 

sein oder auf das Mandat verzichtet. 

(7) Bei Hochschülerschaftswahlen 

sind amtliche Stimmzettel zu velwen­

den. Für die Bemieilung der Gültigkeit 

von Stimmen und die Fonn der,Stimm­

abgabe sind die Bestimmungen der 

Nationalrats-Wahlordnung 1971 sinn­

gemäß anzuwenden. 

§ 16 Abs. 6 und Abs. 10 

(6) Den Wahlkommissionen oblie­

gen: 

a) die Feststellung der Zahl der für je-

des Organ zu vergebenden Mandate; 

b) die Prüfung der Wahlvorschläge; 

c) die Leitung der Wahlhandlung; 

d) die Plüfungder Identität und der 

Wahlberechtigung der Wähler, die 

Entgegennahme der Stimmzettel so­

wie die Entscheidung über die Gül­

tigkeit der abgegebenen Stimmzettel; 

e) die F estlegung des Wahl ergebnisses; 

9 

Nr. 50/1991. stellen Wahlausschlie­

ßungsglünde dar. 

(6) Ein Mandat erlischt, wenn der 

Mandatar auf das Mandat verzichtet 

oder die Voraussetzungen für die Wähl­

barkeit nicht mehr vorliegen. 

(7) Bei Hochschülerschaftswahlen 

sind amtliche Stiinmzettel zu verwen­

den. Für die Bemteilung der Gültigkeit 

von Stimmen und die F oon der Stimm­

abgabe sind die Bestimmungen der 

Nationalrats-Wahlordnung 1992 sinn­

gemäß anzuwenden. 

§ 16 Abs. 6 und Abs. 10 

(6) Den vVahlkommissionen oblie­

gen: 

a) die Feststellung der Zahl der für je-

des Organ zu vergebenden Mandate; 

b) die Prüfung der Wahlvorschläge; 

c) die Leitung der Wahlhandlung; 

d) die Prüfung der Identität und der 

Wahlberechtigung der Wähler, die 

Entgegennahme der Stimmzettel so­

wie die Entscheidung über die Gül­

tigkeit der abgegebenen Stimmzettel; 

e) die Festlegung des vVahlergebnisses; 
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f) die Zuweisung der Mandate an die 

wahlwerbenden Gruppen oder die 

Kandidaten gemäß § 15 Abs. 2 und 

4; 

g) die Verständigung der gewählten 

Mandatare; 

h) die Kuridmachuhg des Wahlergeb-

msses; 

i) die bescheidmäßige Feststellung des 

Erlöschens von Mandaten gemäß 

§ 15 Abs. 6 und die nachträgliche 

Zuteilung von Mandaten an Ersatz­

männer gemäß § 15 Abs. 2 lit. c. 

(10) Die Wahlkommissionen sind 

befugt, zur Besorgung der im Abs. 6 

lit. c und d genannten Aufgaben Unter­

kommissionen zu bestellen, die aus zu­

mindest drei Veltretem der im jeweili­

gen Organ vertretenen Gmppen bestehen 

müssen. Die Mitglieder der Unterkom­

missionen werden durch den Vorsitzen-

den der Wahlkommission angelobt. 

10 

f) die Zuweisung der Mandate an die 

wahlwerbenden Gmppen oder die 

Kan~idaten gemäß § 15 Abs. 2 und 

4; 

g) die Verständigung der· gewählten 

Mandatare; 

h) die Kundmachung des Wahlergeb-

msses; 

i) die bescheidmäßige Feststellung des 

Erlöschens von Mandaten gemäß 

§ 15 Abs. 6 und die nachträgliche 

Zuteilung von Mandaten an Ersatz- . 

personen gemäß § 15 Abs. 2 lit. c. 

(10) Die Wahlkommissionen . sind 

befugt, zur Besorgung der im Abs. 6 

lit. c und d genannten Aufgaben Unter­

kommissionen zu bestellen, die aus zu­

mindest drei Veltretem der im jeweili­

gen Organ vertretenen Gmppen bestehen 

müssen. Unterkommissionen sind ins-

besondere dann vorzusehen, wenn ein 

Standort, an dem mindestens 500 

Studierende wahlberechtigt sind,· mehr 

als 2000 Meter von der nächstgelegenen 

Wahl- bzw. Unterkommission entfernt 

ist. Die Mitglieder der Unterkommissio­

nen werden durch den Vorsitzenden der 

Wahlkommission angelobt. 
'-' 
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§ 21 Abs. 7 

(7) Über die Gebamng der Organe 

sind Bücher nach den Gmndsätzen ord­

llUngsgemäßer Buchfühmng zu führen. 

Jeder Studentenvel1reter, der Einnahmen 

aufbringt oder Ausgaben bestreitet, hat 

darüber ein Kassenbuch zu führen. Bei 

Hochschülerschaften, die mehr als 2 500 

ordentliche Hörer umfassen, hat die 

Buchfuhmng auch eine Vennögensrech­

nung zu enthalten. Bei kleineren Roch-
. , 

schülerschaften hat die Buchfühmng 

zumindest eine Überschußr~chnung im 

Sinne des § 4 Abs. 3 des Einkommens­

steuergesetzes 1972 zu umfassen. Das 

gesamt bewegliche und unbewegliche 

Vennögen ist für den Bereich der Öster­

reichischen Hochschülerschaft und den 

Bereich jeder Hochschülerschaft an ei-
\ 

. ner Universität bzw. Hochschule künst-

lerischer Richtung in gesondel1en Ver-. 

zeichnissen festzuhalten. Jede Venech­

nungsunterlage und jede Verrechnungs­

aufsdueibung ist durch sieben Jahre 

. aufzubewahren. Die Aufbewahmngsfrist 

. beginnt mit Schluß des Rechnungsjah­

res, auf das sich die Unterlage oder Auf­

schreibung bezieht, jedoch nicht vor Er­

stellung des diesbezüglichen Jahresab-

11 

§ 21 Abs.7 

(7). Über die Gebamngder Organe 

sind Bücher nach den Gmndsätzen ord­

nungsgemäßer Buchführung zu führen. 

Jeder Studentenve11reter, der Einnahmen 

aufbringt oder Ausgaben bestreitet, hat 

. datüher ein Kassenbuch zu führen. Bei 

Hochschülerschaften, die mehr a~s 2 500 

ordentliche Hörer umfassen, hat die 

Buchfüluung auch eine Velmögensrecl;l­

nung zu enthalten. Bei kleineren Hoch­

schülerschaften hat die Buchführung 

zumindest eine Überschußrechnung im 

Sinne des § 4 Abs. 3 des Einkommens­

steuergesetzes 1988 zu umfassen. Das 

. gesamt bewegliche und unbewegliche 

Vennögen ist für den Bereich der Öster­

reichischen Hochschülerschaft und den 

Be~·eich jeder Hochschülerschaft an ei­

ner Universität bzw. Hochschule künst­

lerischer Richtung in gesonderten Ver­

zeichnissen festzuhalten. Jede Venech­

nungsunterlage und jede Venechnungs- . 

aufschreibung ist durch sieben Jahre 

aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist 

beginnt mit Schluß des Rechnungsjah­

res, auf das sich die Unterlage oder Auf­

sclu·eibung bezieht, jedoch nicht vor Er­

stellung des diesbezüglichen Jaluesab-
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schlusses. 

Rechnungshofkontrolle 

§ 24a. Die Gebamng der Östeneichi­

schen Hochschülerschaft, der Hochschü­

lerschaften an den Universitäten und, 

Hochschulen künstlerischer Richtung 

und ihrer Wittschaftsbetriebeunterliegt 

der Plüfung durch den Rechnungshof. 

Übergangsbestimmlmgen 

§ 25. (1) Die Funktionsdauer der 

sich zur Zeit des Inkrafttretens dieses 

Bundesgesetzes im Amt befindlichen 

Organe und Funktionäre oer Östeneichi­

schen HQchschülerschaft, die nach dem 

Hochschülerschaftsgesetz, BGBL Nr. 

174/1950, und der Hochschülerschafts­

Wahlordnung 1962, BGBL Nr. 281, in 

der Fassung der Verordnungen BGBL 

Nr. 31411962, Nr. 274/1966, 

Nr. 456/1968 und Nr. 14/1971 gewählt 

wurden, wird bis 31. Jänner 1974 ver­

längert. 

12 

schlusses. 

, Reclmungshofkontrolle 

§ 25. Die Gebamng der ÖstelTeichi­

schen Hochschülerschaft, der Hochschü­

lerschaften an den Universitäten und 

Hochschulen künstlerischer Richtung 

und. ihrer Wütschaftsbetriebe unterliegt 

der Prüfung durch den Rechnungshof. 
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(2) Die ersten Wahlen der Organe 
, 

der Östeneichischen Hochschülerschaft 

und der Hochschülerschaftenan den 

Hochschulen auf Grund dieses Bundes­

gesetzes haben am 16. und 17. Jänner 

1974 stattzufinden. Die erste Funktions­

periode der in § 4 Abs. 3 genannten Or­

gane endet mit 30. Juni 1975. 

(3) Die Konstituierung der Wahl­

kommission hat bis· längstens 19. De­

zember 1973, alle neuzuwählenden Or­

gane bis längstens 31. Jänner 1974 zu 

erfolgen. Die Konstituiemng der neuge­

wählten Organe ,hat unter Versitz des 

Vorsitzenden des entsprechenden beste­

henden Organs stattzufinden. In dessen 

Abwesenheit sowie bei der Konstituie­

rung der durch dieses Bundesgesetz neu­

geschaffenen Organe führt der Vorsit­

zende der zuständigen Wahl kommission 

den Vorsitz. 

(4) Die Bestimmungen des Hoch-

s ch ülers chaftsge setzes, BGBL 

Nr. 17411950, sowie der Hochschüler­

schafts-Wahlordnung 1962 bleiben für 

die gewählten Organe der ÖstelTeichi-

, sehen Hochschülerschaft bis 31. Jänner 

1974 in Geltung. Für die nach diesem 

13 
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Bundesgesetz zu konstituierenden Orga­

ne sind die Vorschüften des Hochschü­

lerschaftsgesetzes, BGBL Nr. 17411950, 

nicht mehr anzuwenden. 

(5) Bis' zur Beschlußfassung, über 

den ,ersten Jahresvoranschlag, der den 

Zeitraum vom 1. Feber 1974 bis 31. De­

zember 1974 zu umfassen hat, sind die 

Bestimmungen des § 21 Abs. 2 und 3 

sinngemäß anzuwenden. , 

(6) Die ersten Wahlen auf Grun4 

dieses Bundesgesetzes sind vom beste­

henden Zentralausschuß der ÖstelTeichi­

sehen Hochschülerschaft durchzuführen. 

(7) Füi' die ersten Wahlen auf Grund 

dieses Bundesgesetzes sind aHfällige Be­

schlüsse gemäß § 10 Abs. 1 und § 11 bis 

längstens 5. Dezember 1973 von den be­

stehenden Hauptausschüssen der Öster­

reichischen Hochschülerschaft zu fas-

sen. 

(8) Die von den bestehenden Haupt­

ausschüssen und Fachschaftsausschüs­

sen geftiluten Wütschaftsbetriebe (Men­

sen, Skriptenvorlage usw.) gehen in das 

Eigentum der auf Grund dieses 

14 
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Bundesgesetzes eingerichteten Hoch­

schülerschaft der jeweiligen Hochschule 

über. Die vom bestehenden Zentralaus­

schuß der Östeneichischen Hochschü­

lerschaft gefüluten Wütschaftsbetriebe 

verbleiben im Eigentum der Östeneichi­

sehen Hochschülerschaft. 

(9) Alle Wiltschaftsbetriebe der 

Östen-eichischen Hochschülerschaft und 

der Hochschülerschaften an den Hoch­

schulen sind bis längstens 3 1_ Dezember 

1975 gemäß § 19 dieses Bundesgesetzes 

in Kapitalgesellschaften oder Genossen­

schaften umzuwandeln oder aufzulösen_ 

(10) Die Bestimmungen des Abs. 8 

sind sinngemäß auch auf das sonstige 

bisherige Eigentum der Östeneichischen 

Hochschülerschaft anzuwenden. 

( 11) Mit Inkrafttreten dieses Bundes­

gesetzes treten vorbehaltlich der Bestim­

mungen des Abs. 4 das Hochschüler­

schaftsgesetz, BGBL NI. 174/1950, und 

das Bundesgesetz BGBL NI. 459/1972 

außer Kraft. 

15 
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Inkrafttreten 

§ 26. § 22 Abs. 2 und die Bezeich­

nung des früheren § 26 als § 27 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. 

257/1993 treten mit 1. Juli 1993 in 

Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt anhängi­

ge VeIfahren sind sie jedoch noch nicht 

anzuwenden. 

16 

Inkrafttreten 

§ 26. (1) § 22 Abs. 2 und die Be­

zeichnung des früheren § 26 als § 27 in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBL 

Nr. 257/1993 treten mit 1. Juli 1993 in 

Kraft. 

(2) § 1, § 2 Abs. 2, § 4 Abs. 3, § 5 . 

Abs. 8, § 7 Abs. 4, § 9 Abs. 7, § 12 Abs. 

1, § 13 Abs. 2 und 4, § 15 Abs. 5 bis 7, 

§ 16 Abs. 6 und 10, § 21 Abs. 7 und § 

25 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBL Nr. .. ./1995 treten mit .............. . 

in Kraft. 

AltikelII 

AItikel II des Bundesgesetzes BGBL Ni. 

14111978, AI1ikel II Abs. 1 des Bundes­

gesetzes BGBL Nr. 482/1980, AItikel II 

des Bundesgesetzes BGBL Nr. 39011986 

und Altikel II des Bundesgesetzes 

BGBL Nr. 118/1991 treten außer Kraft 
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'. 
17 

Attikelll1 

§ 4 Abs. 4 des Bundesgesetzes über die 
, 

Gleichstellung von Südtirolem mit öster­

reichischen Staatsbürgem auf bestinun-

ten Verwaltungs gebieten, BGBl. 

Nr. 57/1979 tritt mit .............. außer 

Kraft. 
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